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Gerade wenn politische finanzielle Ressourcen neu verteilt und 
gespart werden muss, ist es notwendig, ein erkennbares politi-
sches Konzept zu verfolgen, um diese Veränderungen transpa-
rent und nachvollziehbar auch für junge Menschen machen zu 
können. Das Bundesjugendkuratorium vermisst in seinem Zwi-
schenruf im September 2023 ein kinder- und jugendpolitisches 
Konzept entlang dessen die aktuelle haushaltspolitische Diskus
sion geführt wird. Obwohl noch vor einem Jahr im Kontext der 
Covid-19-Pandemie vielfältig versprochen wurde, in Zukunft die 
Kinder- und Jugendpolitik nicht erneut zu übergehen, fehlt auch 
in dem im Spätsommer 2023 ausgerufenen Deutschlandpakt 
jeder Hinweis auf ein verstärktes generationen- oder kinder- und 
jugendpolitisches Engagement der Bundesregierung.

Bereits in seinem Appell vom 6. März hat das BJK eine finan-
zielle Absicherung der Kindergrundsicherung sowie die Beteili-
gung junger Menschen an der politischen Ausgestaltung gefor-
dert. Denn viele junge Menschen in Deutschland erleben weiterhin, 
was es bedeutet, in Armut aufzuwachsen. Die Kindergrundsiche-
rung ist eine Investition in eine sichere Zukunft der heute jungen 
Generation und ein Beitrag zur Gerechtigkeit zwischen den Gene-
rationen.

Wie wichtig nachhaltige Infrastrukturen für Kindheit und 
Jugend sind, zeigt das BJK in seinem Zwischenruf vom 30. März zu 
den Rechten junger Geflüchteter auf. Das BJK hat beobachtet, 
dass die Infrastrukturen für die Inobhutnahme und eine nach
haltige Versorgung, Betreuung und Begleitung gerade von jungen 
Geflüchteten an vielen Orten in Deutschland nicht so etabliert 
sind, dass sie krisenfest und flexibel auf die sich immer wieder 
verändernden Herausforderungen reagieren können. Das BJK 
regt dabei entschieden an, ein Nachhaltigkeitsforum ins Leben 
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zu rufen, um mit den unterschiedlichen Beteiligten aus den 
Kommunen und Städten sowie den Ländern und dem Bund eine 
übergreifende und bundesweite Perspektive zur Verwirklichung 
junger Menschen, die geflüchtet sind, zu erarbeiten.

Darüber hinaus macht das BJK die europäisch Verantwortlichen 
darauf aufmerksam, die Rechte junger Menschen im sogenannten 
europäischen Asylkompromiss stärker zu berücksichtigen. Der 
Appell aus dem August 2023 formuliert Prüfkriterien für die Siche-
rung der Rechte von Kindern und Jugendlichen, die in zukünftigen 
europaweiten Regelungen gesichert werden müssen.

Grundlegend und umfassend hat sich das BJK – auch in der 
Folge seiner Stellungnahmen zur Covid-19-Pandemie in der ver-
gangenen Legislaturperiode – im ersten Halbjahr 2023 mit der 
psychischen Gesundheit junger Menschen beschäftigt. Es stellt in 
einer ausführlichen Stellungnahme im Sommer 2023 Handlungs-
felder und -optionen dar, die zu einer verbesserten Gesundheits-
förderung junger Menschen beitragen können.

Insgesamt braucht es auf Bundesebene notwendige Mehrin-
vestitionen für die junge Generation und junge Menschen. Das 
BJK wird in der zweiten Hälfte der Legislaturperiode dieser Bun-
desregierung darauf drängen, dass Kinder- und Jugendpolitik stär-
ker in den Vordergrund der Politik der gesamten Bundesregierung 
rückt.  Nur so können auch weitere kinder- und jugendpolitische 
Vorhaben, die im Koalitionsvertrag formuliert sind, sowie die – 
auch vom Bundesverfassungsgericht geforderte – verstärkte Be-
achtung der Generationsgerechtigkeit gegenüber der jungen 
Menschen verwirklicht werden.

Prof. Dr. Wolfgang Schröer,
Vorsitzender des Bundesjugendkuratoriums
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EIN KLARES SIGNAL DER BUNDESREGIERUNG AN DIE  
JUNGE GENERATION IST GEFORDERT: DIE KINDERGRUND-
SICHERUNG FINANZIELL ABSICHERN UND JUNGE MENSCHEN 
AN DER POLITISCHEN AUSGESTALTUNG BETEILIGEN

1

Viele junge Menschen erfahren in unserer Gesellschaft, was es be-
deutet in Armut aufzuwachsen. Sie teilen sich mit ihren Eltern die 
knappen finanziellen Mittel, rechnen im Haushalt, was man sich 
leisten kann und was nicht und erfahren gegenwärtig die Folgen 
der erhöhten Energiekosten und Inflation hautnah. Sie wissen, was 
es bedeutet Formulare auszufüllen und auf Bescheide zu warten. Sie 
erleben, dass ihre Eltern oder sie selbst keine Anträge stellen oder 
keine Hilfe in Anspruch nehmen, weil sie sich stigmatisiert fühlen 
oder es zu kompliziert ist. Zudem kennen viele junge Menschen die 
Überlegungen, ob sie einen längeren Ausbildungsweg einschlagen 
oder ein Studium aufnehmen, sich ein Freiwilliges Soziales Jahr (FSJ) 
leisten können etc. oder ob sie sofort Geld für sich und die Familie 
verdienen müssen. Die Bundesregierung sollte diese Erfahrungen 
wahrnehmen und darum auch bei der Ausgestaltung der Kinder-
grundsicherung die Stimmen der jungen Generation hören, ihre 
Erfahrungen kennenlernen und sie bei der Ausgestaltung ressort
übergreifend beteiligen. 

Die Bundesregierung kann jetzt, wie im Koalitionsvertrag an-
gekündigt, der jungen Generation ein starkes Signal senden, dass 
sie einerseits mit der Kindergrundsicherung die soziale Lage und 
Teilhabechancen vieler junger Menschen in unserer Gesellschaft 
deutlich verbessern und andererseits den Zugang zu sozialen Leis-
tungen, u.a. durch eine Bündelung und Digitalisierung, erleichtern 
will. Um beides gleichzeitig und zielgenau zu erreichen, sind aber 
auch die jungen Menschen an der politischen Ausgestaltung zu 
beteiligen.

 

APPELL KINDERGRUNDSICHERUNG FINANZIELL ABSICHERN



AKTUELLE APPELLE, 
ZWISCHENRUFE UND 
STELLUNGNAHMEN

7

JUNGEN MENSCHEN JETZT EIN SIGNAL GEGEN KINDER- 
UND JUGENDARMUT SENDEN
	 In den vergangenen Monaten ist viel darüber gesprochen wor-

den, dass die jungen Menschen im Rahmen der Regulationen 
der Covid-19-Pandemie politisch zu wenig beachtet wurden 
und unverhältnismäßig stark von den Maßnahmen betroffen 
waren. Der Deutsche Ethikrat hat im Herbst 2022 gefordert, 
die junge Generation besser zu unterstützen, als es in Zeiten 
der Covid-19-Pandemie gelungen ist.  Durchgängig hat die 
Forschung in diesem Zusammenhang darauf verwiesen, dass 
insbesondere junge Menschen betroffen waren, die in prekä-
ren Lebenslagen oder in Armut leben. Letztlich hat die Zeit der 
Pandemie noch einmal offengelegt, dass die Verbesserung der 
sozialen Teilhabegerechtigkeit junger Menschen ein – wenn 
nicht der – zentrale Ansatz ist, um die Gesundheit und Zu-
gänge zu Beteiligung, Bildung, Förderung und Schutz junger 
Menschen auch krisenresilienter zu gestalten.

FINANZIELLE ABSICHERUNG DER KINDERGRUNDSICHERUNG
	 Beides – bürokratische Zugänge zu sozialen Leistungen zu 

vereinfachen, um auch die verdeckte Armut zu bekämpfen 
und die sozialen Teilhabechancen gerechter zu gestalten – ist 
nicht kostenneutral zu erreichen. Sie bedürfen der finanziel-
len Absicherung und eines ressortübergreifenden politischen 
Willens zur rechtlichen sowie organisationalen Bündelung und 
besseren finanziellen Ausstattung der sozialen Leistungen für 
die jungen Menschen, die seit vielen Jahren gefordert wird. 
Dies ist politisch nur gestaltbar, wenn die gesamte Bundesre
gierung sich zu dieser Aufgabe bekennt und ein deutliches 
Signal für die junge Generation und gegen die Kinder- und 
Jugendarmut setzt und dies auch finanziell unterfüttert. 

	 Das Bundesjugendkuratorium hat sich in den vergangenen 
zwanzig Jahren intensiv mit der Chancengerechtigkeit von 
jungen Menschen in unserer Gesellschaft und der Kinder- 
und Jugendarmut z.B. im Rahmen der Digitalisierung oder 



KINDER- UND JUGENDPOLITIK IM FOKUS

8

Covid-19-Pandemie auseinandergesetzt. Immer wieder wurde 
darauf hingewiesen, dass die Bekämpfung der Kinder- und 
Jugendarmut eine gesamtgesellschaftliche und politisch eine 
ressortübergreifende Aufgabe ist. Mit der Einführung der Kin-
dergrundsicherung würde es zu einem Paradigmenwechsel 
kommen, da bestehende Leistungen für junge Menschen in 
einer einheitlichen Leistung zusammengefasst werden würden. 
Die Gegenwart und Zukunft der jungen Generation werden in 
allen Ministerien und auf allen politischen Ebenen gestaltet.

INVESTITION IN DIE JUNGE GENERATION ALS ZUKUNFTS
SICHERUNG
	 Die demographische Entwicklung erfordert mehr denn je eine 

Investition in die junge Generation. Diese ist ein Beitrag zur nach-
haltigen Sicherung der sozialen und ökonomischen Zukunft un-
serer Gesellschaft. Der aktuelle Fachkräftemangel zeigt deutlich, 
dass es fahrlässig wäre, wenn junge Menschen eine Ausbildung 
oder ein Studium nicht antreten oder erst gar nicht einen ent-
sprechenden Bildungsweg einschlagen, der zu einer entspre-
chenden Ausbildung führt, weil sie in Armutslagen leben.

 	 Auch die Bildungsstudien verweisen in den letzten Jahren 
durchgängig darauf, dass die ungleichen sozialen Bedingun-
gen der jungen Menschen ein maßgeblicher Faktor für den Bil-
dungserfolg der jungen Menschen sind. Der demographische 
Wandel erfordert geradezu die Bildungs- und Teilhabechancen 
zu verbessern. Die Kindergrundsicherung wäre so auch nach-
haltiger Beitrag zur Fachkräftesicherung.

GERECHTIGKEIT ZWISCHEN DEN GENERATIONEN
	 Über Generationengerechtigkeit ist in den letzten Jahren immer 

wieder gesprochen worden. Gerade angesichts von Klimakrisen, 
globalen Herausforderungen und demographischem Wandel 
wird in Zukunft verstärkt und neu über die Generationenge-
rechtigkeit gesprochen werden. Gegenwärtig wird das Argu-
ment der Generationengerechtigkeit vor allem im politischen 



AKTUELLE APPELLE, 
ZWISCHENRUFE UND 
STELLUNGNAHMEN

9

Raum eingebracht, wenn große öffentliche Investitionen disku-
tiert werden und auf die nachhaltige fiskalische Belastung der 
jungen Generation verwiesen wird. Doch es wäre aus der Sicht 
des Bundesjugendkuratoriums nicht richtig, dieses Argument 
gegen die junge Generation selbst zu wenden. Im Gegenteil: 
Wenn die junge Generation erfährt, dass es das Interesse der 
Bundesregierung ist, die Chancengerechtigkeit und soziale Teil-
habe junger Menschen zu verbessern, und sie gerade in ihre 
Lebenslagen investiert, wird sie später auch die Belastungen aus 
der Gegenwart annehmen können.

	 Das Bundesjugendkuratorium fordert darum die Bundes
regierung ressortübergreifend auf, die jungen Menschen an der 
Ausgestaltung der Kindergrundsicherung insbesondere bei einer 
Neuberechnung der kindlichen Bedarfe zu beteiligen sowie die 
rechtlichen, organisationalen und finanziellen Bedingungen zu 
schaffen, damit eine Kindergrundsicherung verwirklicht wird, 
die bei den jungen Menschen ankommt und die Teilhabechan-
cen vieler junger Menschen deutlich verbessert. Es könnte ein 
politischer Aufbruch zur Verbesserung der Chancengerechtigkeit 
und Teilhabechancen junger Menschen sein und eine Antwort 
auf die seit vielen Jahren – und viel zu lange – geführte politische 
Diskussion um Kinder- und Jugendarmut in Deutschland. Es wäre 
ein klares Signal der Bundesregierung an die junge Generation, 
dass sie mit ihren Anliegen anerkannt und beteiligt wird.
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In der Kinder- und Jugendhilfe, in Bildungseinrichtungen sowie in 
den gesundheitsbezogenen Diensten in Deutschland wurden in den 
vergangenen Jahren fachliche Kompetenzen sowie Verfahren und 
Organisationsformen entwickelt, um die Rechte von jungen Ge-
flüchteten – insbesondere unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 
– zu verwirklichen und mit ihnen biographische Perspektiven zu 
gestalten, die an ihre jeweiligen subjektiven Lebenssituationen 
anknüpfen. Dies hat u.a. ermöglicht, dass viele junge Menschen, 
die als Geflüchtete nach Deutschland kamen, erfolgreich die 
Schule, eine Berufsausbildung oder ein Studium absolvieren und 
sich gesellschaftlich integrieren konnten.

Gegenwärtig kann allerdings beobachtet werden, dass die 
Infrastrukturen für die Inobhutnahme und eine nachhaltige Ver-
sorgung, Betreuung und Begleitung gerade von jungen Geflüchteten 
an vielen Orten in Deutschland nicht so etabliert sind, dass sie 
krisenfest und flexibel auf die sich immer wieder verändernden Her-
ausforderungen reagieren können. Die Kinder- und Jugendhilfe ist 
insbesondere stark gefordert, wenn in einigen Regionen kurzfristig 
größere Gruppen von jungen Geflüchteten aufzunehmen sind. Es 
fehlen mitunter räumliche Kapazitäten und Fachkräfte. Entsprech-
end zeigen sich einige Kommunen mit der Versorgung und Unter
bringung der jungen Geflüchteten überfordert. Einige Bundesländer 
reagierten bereits auf den massiven Einrichtungs- und Personal-
mangel mit Absenkung von Standards. Darüber hinaus existieren 
Herausforderungen, die systematisch zu bearbeiten sind, dazu zählt 
sowohl die fehlende Mehrsprachigkeit in den fachlichen Vollzügen 
als auch die Formulierung von differenzierten qualitativen Stand-
ards, die auch in Belastungssituationen nicht unterlaufen werden 

AUFBAU NACHHALTIGER INFRASTRUKTUREN ZUR 
SICHERUNG DER RECHTE VON JUNGEN GEFLÜCHTETEN2

ZWISCHENRUF RECHTE JUNGER GEFLÜCHTETER SCHÜTZEN
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dürfen. Die Verwirklichung der Rechte von jungen Geflüchteten 
gerät so aktuell unter erheblichen Druck – wie auch die verant-
wortlichen Jugendämter und Kommunen.

Das Bundesjugendkuratorium hat bereits 2015 und 2016 in 
zwei Stellungnahmen in diesem Kontext vor einem politischen 
„Alarmismus“ gewarnt und gleichzeitig zum Aufbau nachhaltiger 
Infrastrukturen geraten (BJK 2015 & 2016). Es wurde bereits 2015 
darauf hingewiesen, dass in Belastungssituationen, insbesondere 
die individuelle unabhängige rechtliche sowie subjektive Vertretung 
und Beteiligung jedes jungen Menschen gesichert werden müssen: 
„Allerdings erscheint es aufgrund des engen Zeitrahmens der 
Verteilung auch notwendig, dass unbegleitete Minderjährige von 
Anfang an Zugang zu einem unabhängigen Rechtsschutz haben. 
Gerade aufgrund der hohen Belastung der Aufnahmejugendämter 
wäre es möglich, dass in der Eile der Verteilungsverfahren und dem 
Wunsch nach einem schnellen Zugang zu einem Clearing wichtige 
Aspekte untergehen und das Kind sich selbst nicht ausreichend ver-
ständlich machen kann.“ (BJK 2015, S. 3)

Im Jahr 2023 ist offensichtlich, dass nachhaltige Infrastrukturen 
bisher nur bedingt aufgebaut werden konnten. Zudem verschärfen 
sich weltweit Fluchtanlässe, z.B. in der Ukraine oder die Erdbeben in 
der Türkei und Syrien, in Afghanistan. Es ist politisch anzuerkennen, 
dass es einer dauerhaften Infrastruktur bedarf, die so angelegt ist, 
dass sie zu verschiedenen Zeiten jeweils den zahlenmäßigen und 
qualitativen Herausforderungen gerecht werden kann. Nur dann 
kann garantiert werden, dass die Verwirklichung der Rechte junger 
Menschen, die nach Deutschland flüchten, nicht davon abhängig 
ist, wie groß die Anzahl von Geflüchteten ist oder in welcher Region 
Deutschlands sie sich letztlich aufhalten dürfen.

Das Bundesjugendkuratorium plädiert deshalb dafür ein koope
rativ und bundesweit angelegtes Nachhaltigkeitsforum: Junge Ge-
flüchtete einzurichten. Das Nachhaltigkeitsforum hat die Aufgabe 
innerhalb eines Jahres fachliche, organisationale, strukturelle, finan-
zielle sowie die Verantwortungsverteilung betreffende Vorschläge 
für eine Infrastruktur für junge Geflüchtete zu erarbeiten.



KINDER- UND JUGENDPOLITIK IM FOKUS

12

Es bedarf einer dauerhaften Infrastruktur, die zugleich flexibel 
auf unterschiedliche Herausforderungen reagieren kann und eng 
mit bestehenden kommunalen Organisations- und Kooperations-
formen der Kinder- und Jugendhilfe sowie den gesundheitsbezoge-
nen Diensten verzahnt ist. Diese Infrastruktur sollte Vorkehrungen 
und Vorhaltestrukturen enthalten, so dass auch kurzfristig räumli-
che und fachliche Kapazitäten sowie überörtliche Kooperationen 
aktiviert werden können. Hier kann aus den Erfahrungen der ver-
gangenen Jahre nicht erst seit 2015 gelernt werden. Eine Aufgabe 
des Nachhaltigkeitsforums wäre auch die Beantwortung der Frage, 
wie die Infrastruktur dauerhaft finanziert werden kann.

Weiterhin ist eine mehrsprachige Öffnung und Weiter-
entwicklung von Verfahrensstrukturen und Teams in den Kom-
munen und Beratungsnetzwerken notwendig, damit die jungen 
Menschen entsprechend informiert werden können und sie sich 
in den Verfahren beteiligen können. Die Verfahren der Kinder- 
und Jugendhilfe sind entsprechend so zu gestalten, dass sie nicht 
selbst Barrieren für die Rechtsverwirklichung der jungen Men-
schen schaffen, z.B. durch zeitliche Verzögerungen und fehlende 
Sprachkompetenzen.

Schließlich sind fachliche und organisationsbezogene Standards 
der Kinder- und Jugendhilfe auszuformulieren, die der besonderen 
Lebenssituation der jungen Menschen gerecht werden und die Re-
chtsverwirklichung auch in Krisenzeiten, wie Pandemien oder Anstieg 
der Zahlen von Geflüchteten, ermöglichen. Der Fachkräftemangel in 
der Kinder- und Jugendhilfe muss dabei im Blick behalten werden, er 
darf aber argumentativ nicht als Ausgangspunkt dienen, um sich der 
Formulierung und Sicherung von fachlichen und organisations
bezogenen Standards zu verwehren. Die Standards sollten auf einer 
fachwissenschaftlichen und -politischen Grundlage basieren, die 
kommunalen Bedingungen der Kinder- und Jugendhilfe reflektieren 
und auch berücksichtigen, inwieweit sie der Diskriminierung von Ge-
flüchteten entgegenwirken, spezifische Bedarfe, z.B. vor dem Hinter-
grund möglicher Traumatisierungen berücksichtigen und die jungen 
Menschen vor Rassismus und Übergriffen schützen.
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Das Nachhaltigkeitsforum sollte besetzt sein mit ca. 25  
Expert*innen aus Selbstvertretungen junger Geflüchteter, Nicht
regierungsorganisationen, die sich im Kontext von Flucht engagie
ren, Fachverbänden aus der Kinder- und Jugendhilfe, der (Aus)
Bildungsinfrastruktur, den gesundheitsbezogenen Diensten sowie 
der Flüchtlingshilfe, der kommunalen Sozialpolitik und den 
Jugendämtern, Landes- und Bundesvertretungen der Politik und 
Kinder- und Jugendhilfe, Menschenrechtsorganisationen sowie 
der Fachwissenschaft. Es sollte von einer unabhängigen fachli-
chen Institution moderiert werden.

Die Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland hat in den ver-
gangenen Jahren auch in der Begleitung von jungen Menschen, 
die nach Deutschland geflüchtet sind, gezeigt, dass sie sehr 
kurzfristig und verantwortungsvoll neue Herausforderungen be-
wältigen kann. Sehr viele Fachkräfte haben mit hoher persönlich-
er Motivation und großer Fachkenntnis auf diesem Gebiet viel 
geleistet, kommen aber zunehmend an ihre Belastungsgrenzen 
aufgrund der kurzfristigen und nicht planbaren zusätzlichen An-
forderungen.

Gleichzeitig wird offenbar, dass die Kinder- und Jugendhilfe 
Hilfestrukturen fachlich und infrastrukturell dauerhaft zu etablier-
en hat, damit sie ihren Beitrag leisten kann, die Rechte junger 
Menschen, die nach Deutschland geflohen sind, zu verwirklichen. 
Nur auf dieser Grundlage können diese jungen Menschen sozial 
teilhaben – dauerhaft, erfolgreich, partizipativ und anknüpfend 
an ihre biographischen Konstellationen.
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Das Bundesjugendkuratorium hat in den vergangenen Jahren 
mehrfach darauf hingewiesen, dass die Rechte junger Menschen, 
die geflüchtet sind, grundlegend – auch in Krisenzeiten – ver
wirklicht werden müssen. Die UN-Kinderrechtskonvention, aber 
auch weitere UN-Konventionen, wie zum Beispiel über die Rechte 
von Menschen mit Behinderung und supranationale Abkommen zu 
Migration und Flucht, die u.a. den Schutz, Rechtssicherheit, eine 
diskriminierungsfreie Kindheit und Jugend, sowie eine Zukunfts
perspektive für junge Menschen garantieren, sind mit entsprechen-
den rechtsstaatlichen Verfahren und Infrastrukturen abzusichern. 
Zudem ist die Verwirklichung der Rechte transparent, unabhängig 
und regelmäßig zu überprüfen.

Zwar wird in den Diskussionen um die gegenwärtigen europäi
schen Vorschläge zur zukünftigen Regulation und zu den Zugängen 
zum Asylverfahren an den EU-Außengrenzen von der deutschen 
Bundesregierung darauf hingewiesen, dass in dem weiteren Prozess 
gerade die Rechte von Kindern und Jugendlichen gestärkt, deren 
Absicherung geregelt und durch Verfahren und Infrastrukturen un-
tersetzt werden sollen. Zudem wird hervorgehoben, dass die Ver-
fahren für unbegleitete minderjährige Geflüchtete grundsätzlich 
nicht gelten sollen. 

	 Offen bleibt aber, wie die Rechte aller Kinder und Jugendlichen 
gesichert werden. Angesichts der bisher bekannten Vorschläge 
ist nicht zu erkennen, wie eine Verwirklichung der Rechte von 
Kindern und Jugendlichen auf der Flucht in den Grenzverfahren 
und Aufenthaltsorten an den Grenzen überhaupt möglich sein 
kann.

RECHTE JUNGER MENSCHEN AUF DER FLUCHT IN EUROPA 
UND AN DEN GRENZEN VERWIRKLICHEN 3

APPELL RECHTE VON JUNGEN MENSCHEN AUF DER FLUCHT
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Vor diesem Hintergrund formuliert das Bundesjugendkuratorium 
grundlegende Prüfkriterien1 für die Sicherung der Rechte von 
Kindern und Jugendlichen, die in zukünftigen europaweiten 
Regelungen berücksichtigt werden müssen.

	 Alle Verfahren sind so zu gestalten, dass die in den internationa
len Abkommen geregelten Rechte von Kindern und Jugendlichen 
gewahrt und verfahrenspraktisch gesichert sind. Grundlegend 
ist dabei ein unabhängiger Rechtsschutz für Kinder und Ju-
gendliche zu garantieren. Es muss organisational abgesichert 
sein, dass Kinder und Jugendliche in Rechtsangelegenheiten 
unabhängig beraten und vertreten werden.

Kinder und insbesondere Jugendliche dürfen nicht entwürdigen-
den Altersfeststellungen unterzogen werden. Die Verfahren zur 
Altersfeststellung sind seit Jahren in der Kritik und stellen keine 
Basis dar, um zum Beispiel Volljährigkeit festzustellen. 

	 Kinder und Jugendliche dürfen nicht von Entscheidungsbehör-
den und durch sie beauftragte Organisationen ohne unabhän-
gigen Rechtsbeistand einer Altersfeststellung unterzogen wer-
den.

Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf Eltern. Sie dürfen 
nicht indirekt dazu gezwungen werden, ihre Eltern zu verlassen, 
um allein weiter zu fliehen, da nur unbegleitete minderjährige Ge-
flüchtete geschützt werden. Kinder und Jugendliche müssen mit 
ihren Eltern gemeinsam geschützt werden. 

1	 Einige der genannten Prüfkriterien werden auch mit Verweis auf die UN-Kinderrechtskonvention in 
den vorliegenden Entwürfen zu den europäischen Regelungen allgemein angesprochen, wie z.B. die 
Verfahrensvertreterschaft. Dennoch fehlt es in den Entwürfen an konkreten Ausformulierungen und 
vor allem an realistischen Umsetzungsstrategien, wie diese unabhängig, kinder- und jugendgerecht 
und unter den anzunehmenden Bedingungen gewährleistet werden können.
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	 Eine Unterbringung und Versorgung an der Grenze kann 
kaum kinder- und jugendgerecht erfolgen. Die Größe der 
Einrichtungen, die Fluktuation der Geflüchteten in diesen 
Einrichtungen, der Zwangskontext des Aufenthaltes und (der 
beobachtbaren) unfreiwilligen Rückführungen sowie nicht 
zuletzt die ggf. der eigenen Familie drohenden Rückführung 
bilden Rahmenbedingungen, die die Wahrung von Mindest
standards für kinder- und jugendgerechte Unterbringung 
und Versorgung geradezu verunmöglichen. Darum sind die 
Aufenthalte so kurz wie möglich zu gestalten.

Kinder und Jugendliche erleben häufig Gewalt, sexualisierte 
Übergriffe und Missbrauch auf der Flucht. Sie sind aufgrund  
ihrer verletzlichen Position und der Machtasymmetrie zwischen 
Erwachsenen und Kindern insbesondere vor Gewalt, Übergriffen 
und Machtmissbrauch zu schützen.

	 Der Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Gewalt und 
sexualisierten Übergriffen ist explizit durch transparente  
Organisationsformen, Ombudsverfahren, „sichere“ und 
geschützte Orte sowie kinder- und jugendgerechte – auch 
anonym erreichbare – Anlaufstellen, an die sich Kinder 
und Jugendliche mit Gewalterfahrungen in ihren Sprachen 
jederzeit auch jenseits von akuten Notsituationen wenden 
können, an allen Aufenthaltsorten – insbesondere auch an 
den Grenzen – sicherzustellen.

Insgesamt ist in allen Verfahren sowie an allen Orten, an denen 
sich Kinder und Jugendliche auch in der EU aufhalten, das Recht 
von Kindern und Jugendlichen auf Gehör zu verwirklichen (siehe 
Artikel 12 der UN-Kinderrechtskonvention).
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	 Kinder und Jugendliche müssen in ihrer Muttersprache über 
ihre Situation informiert werden. Es müssen die Rahmen
bedingungen geschaffen werden, damit sie ihre Bedürfnisse 
ausdrücken sowie sich in ihrer Muttersprache in den Verfahren 
verständigen und beteiligen können. 

Es bedarf altersgerechter und barrierefreier Beratungsorte, Ver
fahren und Infrastrukturen, damit mit allen Kindern und Jugend-
lichen ihre Situation und das weitere Vorgehen besprochen 
werden kann. Darüber hinaus haben Kinder und Jugendliche ein 
Recht auf körperliche Unversehrtheit, Wohlbefinden und Gesund-
heitsförderung. 

	 Es ist sicherzustellen, dass Kinder und Jugendliche auf der Flucht 
sowohl altersgemäß ernährt als auch medizinisch und sozial 
versorgt werden. Sie brauchen zudem Orte, an denen sie sich 
mit anderen Kindern und Jugendlichen über ihre Bedürfnisse 
austauschen und als junge Menschen zusammen sein können.

Das Bundesjugendkuratorium sieht die genannten Eckpunkte als 
unverzichtbare Mindeststandards für die Weiterentwicklung einer 
europäischen Flüchtlingspolitik an. Ziel muss es sein, die Rechte 
von Kindern und Jugendlichen an den Grenzen und auf der Flucht 
in Europa zu verwirklichen. Nur wenn die Verfahren und Infra-
strukturen zur Verwirklichung der Rechte sowie in diesem Zusam-
menhang auch die organisationalen, finanziellen, personellen und 
professionellen Verantwortungsstrukturen in den Ländern der EU 
differenziert und transparent vereinbart sind, kann von einer 
Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen gesprochen 
und diese auch überprüft werden. 
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PSYCHISCHE GESUNDHEIT IM KINDES-, JUGEND- UND 
JUNGEN ERWACHSENENALTER – INFRASTRUKTUREN FÜR 
EINE INTEGRIERTE BERATUNG, UNTERSTÜTZUNG UND 
BEHANDLUNG SICHERN  

4

STELLUNGNAHME PSYCHISCHE GESUNDHEIT JUNGER MENSCHEN

Im globalen Vergleich ist die Gesundheit von Kindern, Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen in Deutschland gut und hat sich 
seit Jahrzehnten positiv entwickelt. Entsprechende Indikatoren,  
wie zum Beispiel das Konsumverhalten hinsichtlich von gesund-
heitsgefährdenden Substanzen (u.a. Alkohol) oder auch die 
Beteiligung junger Menschen an Bewegungs- und Sportangeboten, 
verbesserten sich vor der Pandemie.  

	 Die psychischen Belastungen reduzierten sich vor der Covid-
Pandemie dagegen nur wenig und sind wie in allen industria
lisierten Ländern zu einem – wenn nicht dem – Gesundheits-
thema für die junge Generation geworden (Erskine u.a. 2015).

Zudem: Aufgrund der Covid-Pandemie ist gegenwärtig eine 
Verschlechterung der Gesundheit junger Menschen zu verzeich-
nen. Es wurden vor allem die bestehenden Probleme bezogen auf 
die Kinder- und Jugendgesundheit verschärft (Kölch 2022; Kölch 
u.a. 2023; O’Rourke u.a. 2022; Ravens-Sieberer u.a. 2021; Reis 
u.a. 2021).

Die Gesundheitsberichtserstattung verdeutlicht darüber hin
aus, dass nach wie vor der Pandemie die Kinder- und Jugend
gesundheit in Deutschland stark durch die sozialen Lebensbedin-
gungen beeinflusst wird:
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	 Junge Menschen in prekären Lebenslagen, mit sozialen Belas-
tungen und Benachteiligungen haben einen schlechteren ge-
sundheitlichen Zustand und haben geringere Chancen auf ein 
gesundes Aufwachsen. Gleichzeitig werden junge Menschen 
und ihre Familien in prekären Lebenslagen auch von den An-
geboten der Gesundheitsförderung nur unzureichend erreicht, 
obwohl in Deutschland ein hochdifferenziertes und aufwändi-
ges Gesundheitssystem sowie eine Bildungs- als auch Kinder- 
und Jugendhilfestruktur besteht, die prinzipiell allen Zugang 
bietet.

Diese Konstellation erfordert substantielle Änderungen, um 
gerade jetzt bei einer sich abzeichnenden stärkeren psychischen 
Belastung von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
die Infrastrukturen der Gesundheitsförderung zu verbessern und 
soziale Benachteiligungen abzubauen.

Das Bundesjugendkuratorium stellt darum Handlungsfelder 
und -optionen dar, die zu einer verbesserten Gesundheitsförde-
rung junger Menschen beitragen können. Dabei müssen bereits 
seit einigen Jahren bekannte Probleme systemübergreifend be-
arbeitet werden:

	 die Versäulung der Angebotsstruktur und damit die geringe 
Verschränkung von Sektoren und Systemen der Gesundheits-
förderung im institutionellen Gefüge von Kindheit und Ju-
gend,

	 die unzureichende Ausrichtung bestehender Maßnahmen auf 
bzw. geringe Erreichbarkeit für Gruppen mit erhöhtem Risiko 
für gesundheitliche Benachteiligung, 

	 der Mangel an niedrigschwelligen und sozialräumlichen alters
gerechten Angeboten im Kindes-, Jugend- und jungen Erwach-
senenalter.



KINDER- UND JUGENDPOLITIK IM FOKUS

20

In Anbetracht sich verändernder gesellschaftlicher Rahmen
bedingungen, wie etwa dem Fachkräftemangel in allen Bereichen, 
wird es auch bei der Förderung der psychischen Gesundheit von 
Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen nicht um ein un
differenziertes „Mehr“, sondern ein kooperatives „Besser“ gehen 
müssen.

4.1 SYSTEME UND INFRASTRUKTUREN:
4.1.1 AN DEN BEDARFEN JUNGER MENSCHEN 
AUSRICHTEN – INFRASTRUKTUREN DER PSYCHISCHEN 
GESUNDHEITSFÖRDERUNG KOOPERATIV GESTALTEN
Die Angebote zur psychischen Gesundheitsförderung und psy-
chotherapeutischen bzw. kinder- und jugendpsychiatrischen 
Versorgung junger Menschen sind in Deutschland regional unter-
schiedlich vorhanden und erreichen insbesondere junge Menschen 
in prekären Lebenslagen nicht ausreichend. Diese Lücken zu 
schließen und eine bedarfsgerechte Versorgung für alle jungen 
Menschen sicher zu stellen, muss ein zentrales Kernanliegen der 
Gesundheits- sowie Kinder- und Jugendpolitik werden. 

Das Bundesjugendkuratorium unterstützt es sehr, dass ers-
te Ansätze zu erkennen sind, die psychische Gesundheit junger 
Menschen stärker in den Vordergrund der Gesundheits- sowie 
Kinder- und Jugendpolitik zu rücken. Die Pandemie hat überdeut-
lich gezeigt, dass die psychische Gesundheit und entsprechende 
Unterstützung junger Menschen eng mit der Gestaltung der 
alltäglichen Infrastrukturen im institutionellen Gefüge des Auf-
wachsens verbunden sind.

	 In diesem Zusammenhang möchte das Bundesjugendkurato-
rium nachdrücklich darauf hinweisen, dass der Ruf nach mehr 
Angeboten nicht verdecken sollte, dass die psychische Ge-
sundheit und die entsprechende Versorgung mit Dienstleistun-
gen junger Menschen nur dann verbessert gefördert werden 
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können, wenn die strukturelle Versäulung der Angebote als 
ein Grundproblem erkannt und nicht allein die sektoral ge-
trennten Versorgungssysteme und Angebotsstrukturen in der 
bisherigen Strukturlogik nebeneinander weiter ausgebaut 
werden. 

Seit Jahren wird ein Neuansatz gefordert: Mehr denn je 
kommt es dabei darauf an, Synergien der verschiedenen sektoral 
getrennten Versorgungssysteme von Gesundheits- und Bildungs
wesen sowie Kinder- und Jugendhilfe zu schaffen und zu nutzen, 
um die psychische Gesundheit junger Menschen zu fördern sowie 
Beratungs- und Behandlungsangebote sicherzustellen und eine 
wirksamere Prävention verankern zu können. 

Schon der 13. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung 
(2009) hat diesbezüglich mehr Kooperationen zwischen den Sek-
toren eingefordert. Auch die Empfehlungen der Aktion Psychisch 
Kranke e.V. (APK) zur „Weiterentwicklung der psychiatrischpsy-
chotherapeutischen Hilfen und der Prävention seelischer Störun-
gen im Kindes- und Jugendalter in Deutschland“ (2022) haben 
die bessere Kooperation der Systeme als einen zentralen Aspekt 
zum Inhalt. Als eines der Hauptdefizite wurde demnach in der 
Versorgung die mangelnde systemübergreifende Ausrichtung 
festgestellt (2017). Weiterhin forderte der 2019 verfasste Ab-
schlussbericht der interdisziplinären Arbeitsgruppe „Kinder psy-
chisch und suchterkrankter Eltern“ mehr systemübergreifende, 
auf die Familien und altersspezifisch ausgerichtete Kooperation 
und Maßnahmen, um psychische Belastungen in Familien wirk-
sam zu verringern und zu vermeiden. Nach vielen Diskussionen 
sind jetzt Veränderungen notwendig: Denn trotz dieser nunmehr 
über Jahre andauernden Problemanzeige ist nur wenig Bewegung 
zu erkennen, dass eine sektorenübergreifende Infrastruktur und 
Praxis entwickelt wird und nicht mehr vom etablierten Gleichen 
gefordert wird.
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Das Beispiel des Nationalen Zentrums für Frühe Hilfen weist 
demgegenüber darauf hin, dass Veränderungen in der Gesund-
heitsförderung, Kinder- und Jugendhilfe und Versorgungsstruktur 
junger Menschen möglich sind, wenn Initiativen langfristig ange-
legt und dauerhaft gefördert werden. Es gilt die bisherigen Regel-
strukturen zu öffnen, Beratungsformate in den Alltag junger Men-
schen zu integrieren, Selbstorganisationen einzubeziehen sowie 
inklusive Infrastrukturen nachhaltig zu gestalten. Die im Kontext 
der Frühen Hilfen gemachten Erfahrungen verdeutlichen, dass die 
über Jahrzehnte geschaffenen sektoral getrennten Angebote, In-
teressen, Ausbildungsstrukturen und ökonomischen Eigenlogiken 
nur mit politischer Ausdauer und Nachdruck geöffnet werden 
können, damit eine in den Alltag integrierte, flexible und sich an 
Bedarfen junger Menschen orientierte, kooperative Infrastruktur 
zur Förderung der psychischen Gesundheit junger Menschen ent-
stehen kann.

	 Mit der aktuell anstehenden inklusiven Öffnung der regulären 
Angebote für junge Menschen in unserer Gesellschaft – in der 
Kinder- und Jugendhilfe, dem Bildungswesen, den außerschu-
lischen Bildungs- und Freizeitangeboten, dem Gesundheits-
system, den beruflichen Ausbildungs- und Studienangeboten 
– ist ein politischer Gestaltungskontext gegeben, in dem eine 
sektorenübergreifende Infrastruktur geschaffen und die Förde-
rung der psychischen Gesundheit sowie Beratung angesichts 
von psychischen Belastungen und Störungen grundlegend mit 
bedacht werden muss. 

Erste Ansatzpunkte, die auf eine Sensibilisierung der Fach-
öffentlichkeit hindeuten, aber infrastrukturell untersetzt werden 
müssen, sind zum Beispiel gemacht worden, indem psychisch 
erkrankte Eltern im Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) 
2021 besondere Beachtung gefunden haben. Weiterhin soll der 
öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) mit dem „Pakt für den Öf-
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fentlichen Gesundheitsdienst“ gestärkt und damit seine wich-
tige Rolle in der Prävention und Vermittlung in Angebote für 
Kinder und Jugendliche ausgebaut werden. So hatte das Präven-
tionsgesetz (2015) zum Ziel, die Kooperation der Akteure in der 
Lebenswelt zu verbessern. In der Umsetzung zeigen sich beim 
Präventionsgesetz gute Ansätze. Jedoch bestehen weiterhin vie-
le Hürden, um eine durchschlagende Wirkung zu entfalten, wie 
die bundesweite Uneinheitlichkeit, die keineswegs vergleichbare 
Angebote schafft, oder der Projektcharakter der Förderung, der 
zum Beispiel Kommunen herausfordert und einer Nachhaltigkeit 
entgegenstehen kann. Im Bereich des SGB V wird für Kinder und 
Jugendliche mit schweren psychischen Störungen im Gemeinsa-
men Bundesausschuss (G-BA) eine Richtlinie erarbeitet, die eine 
bessere Kooperation und Koordination der Leistungsanbieter 
analog zur neuen Richtlinie für Erwachsene (KSVPsych-RL) er-
möglichen soll. 

Die interministerielle Arbeitsgruppe „Gesundheitliche Aus-
wirkungen auf Kinder und Jugendliche durch Corona“ hat Em
pfehlungen gegeben, wie nach der Covid-Pandemie Gesundheit 
gestärkt werden kann. Diese greifen allerdings aus Sicht des 
Bundesjugendkuratoriums in vielen Bereichen zu kurz. Auch des-
halb wird in diesem Papier ein weitergehender Handlungsbedarf 
aufgezeichnet.

	 Insgesamt fehlen weiterhin über die jeweiligen Verantwortungs- 
und Zuständigkeitsregulationen der sozialgesetzlich fundierten 
Sektoren hinausgehende Kooperationen, die strukturiert und 
nachhaltig verankert werden. Die Angebote müssen im All-
tag des institutionellen Gefüges der jungen Menschen anset-
zen und so eine gestufte bedarfsgerechte Versorgung in allen  
Altersbereichen von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwach-
senen vernetzt ermöglichen, anstelle parallel und unverbunden 
nebeneinander zu agieren.  
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4.2. REGELSTRUKTUREN UND GESUNDHEITSBEZOGENE 
DIENSTE FÜR UND MIT JUNGEN MENSCHEN EINBEZIEHEN 
UND VERNETZEN
Die Infrastrukturen vor Ort müssen sich inklusiv gegenüber psychi-
schen Belastungen und der Förderung psychischer Gesundheit öff-
nen. Die Mehrzahl junger Menschen verbringen große Teile ihres 
Alltags in unterschiedlichen Bildungseinrichtungen oder Kinder- 
und Jugendhilfeeinrichtungen.

	 Wenn junge Menschen in der Breite erreicht werden sollen, 
müssen die alltäglichen institutionellen Kontexte und regulären 
Infrastrukturen des Kindes-, Jugend- und jungen Erwachsenen-
alters einbezogen werden. Hier finden die jungen Menschen 
und Familien aber nicht immer eine Sensibilität gegenüber ihren 
psychischen Belastungen vor. Familie, Schule, Kinder- und Ju-
gendhilfe, Sportangebote, Berufsbildung, Hochschule etc. sind 
zentrale Orte sozialräumlicher Zugänge für die Förderung psy-
chischer Gesundheit.

Ein Problem stellt hier dar, dass das SGB V für seinen Bereich 
aufgrund der immanenten Systemlogik Leistungen nur unzurei-
chend in den alltäglichen institutionellen Kontexten und regulären 
Infrastrukturen zu erbringen ermöglicht – auch nicht im Rahmen 
der Prävention. 

Im schulischen Kontext, aber auch in der Kindertagesbetreu-
ung oder in der Berufsbildung können sich psychische Belastungen 
bspw. manifestieren, etwa durch Aspekte, wie diffusen oder über-
zogenen Leistungsdruck, aber auch z.B. durch Mobbing. Psychische 
Belastungen oder gar Störungen führen regelhaft zu Problemen in 
der Bildungskarriere oder bei Übergängen in die Arbeitswelt. Gera-
de (Ganztags-)Schulen, aber auch die Kindertagesbetreuung, Kin-
der- und Jugendarbeit, berufliche Schulen und Hochschulen haben 
gegenwärtig eine große Verantwortung, damit die jungen Men-
schen aufgrund sozialer und psychischer Belastungen nicht in ihrem 



AKTUELLE APPELLE, 
ZWISCHENRUFE UND 
STELLUNGNAHMEN

25

Alltag ausgegrenzt oder diskriminiert werden oder ihre Bildungswe-
ge oder berufliche Ausbildung unter- oder abbrechen. 

Psychische Gesundheit kann aber, es kann nicht häufig genug 
gesagt werden, letztlich nur gefördert werden, wenn die verschie-
denen Sektoren kooperativ arbeiten, trotz aller Anforderungen, die 
schon bisher auf ihnen lasten.

	 Die Organisationen im institutionellen Gefüge des Kindes-, Ju-
gend- und jungen Erwachsenenalters müssen sich als Orte ver-
stehen, in denen die Förderung der psychischen Gesundheit re-
levante Aspekte des eigenen Auftrags sind. Darüber muss der 
Gesundheitssektor als Partner proaktiv in den Bildungsorgani-
sationen und in der Kinder- und Jugendhilfe Angebote gestal-
ten können, die von der Prävention bis zur Intervention reichen. 
Insgesamt gilt es, sich auch gegenüber Selbstorganisationen 
und -initiativen junger Menschen und ihrer Eltern und Unter-
stützer*innen stärker zu öffnen.

Dazu wird es notwendig sein, bestehende gesetzliche oder re
gulatorische Restriktionen zu beseitigen. Die intersektorale Zusam-
menarbeit wird insbesondere deswegen nötig sein, da kein System 
ein unbegrenztes „Mehr“ an Aufgaben wird leisten können, son-
dern es vorrangig um zielführende Kooperation im Alltag der vor-
handenen Angebote in der Zukunft gehen wird. Nur so können 
gemeinsam neue Angebote geschaffen werden, die dringend not-
wendig sind, um auch die oben skizzierten Probleme der Segrega-
tion, der Barrieren in den Zugängen und der sozialen Ungleichheit 
zu adressieren. 

	 Die gemeinsame und ebenso sektorenübergreifende Qualifi-
zierung aller Fachkräfte wird eine zentrale Aufgabe sein, damit 
eine multiprofessionelle Zusammenarbeit gelingt sowie Wis-
sen über psychische Belastungen und entsprechende Unter-
stützungsmöglichkeiten aufgebaut werden kann. 
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Vielen Fachkräften in pädagogischen und sozialen Einrichtun-
gen sowie Gesundheitsdiensten fehlt mitunter ein entsprechendes 
Wissen und Erfahrungen in der multiprofessionellen Zusammen-
arbeit. So sind sowohl Fachkräfte in den entsprechenden Ein-
richtungen und Angebotsstrukturen zu sensibilisieren und aufzu-
klären als auch Beratungsstrukturen – wie z.B. Schulsozialarbeit, 
Studienberatung, Gesundheitsdienste etc. – explizit anzusprechen 
und fortzubilden. 

Es geht dabei nicht darum, dass „jeder alles macht“, sondern 
um die bessere und frühere Vermittlung in Regelstrukturen der Un-
terstützung. Dafür ist Qualifizierung notwendig. Qualifizierungs
angebote wurden in vielfältiger Weise bereits in der Vergangen-
heit mit interdisziplinärer Ausrichtung entwickelt, zum Beispiel 
im Rahmen der Begleitung von Geflüchteten aus Syrien oder der 
Ukraine, auch mittels ubiquitär zugänglicher Online-Formate und 
E-Learning-Angeboten. Um entsprechende Qualifizierungsange-
bote zu entwickeln, ist an die verschiedenen beruflichen Kontexte 
und jeweilige disziplinären fachlichen Zugänge anzuknüpfen. Dies 
könnte in Zusammenarbeit mit der Wissenschaft und zum Beispiel 
über Angebote und Einrichtungen der Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung (BZgA) wie zum Beispiel dem Nationalen 
Zentrum Frühe Hilfen (NZFH) etc. gelingen. 

Regelstrukturen, die Unterstützung und Lotsenfunktionen bie
ten können, sind z.B. der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD), 
die ambulante und stationäre Versorgung im Rahmen des SGB V, 
aber auch Beratungsstellen aufgrund von Regelungen des SGB VIII 
oder anderer SGB. Die Gesundheitsämter sind unabhängig, sozial-
kompensatorisch und nicht-stigmatisierend tätig. Sie ermöglichen 
mit ihren in der Regel als positiv und hilfreich angesehenen Kin-
der- und Jugendgesundheitsdiensten (KJGD) den niedrigschwelli-
gen Zugang junger Menschen sowie deren Familien bzw. Sorge-
berechtigten zu den häufig kostenfreien, vielfältigen Angeboten 
für unterschiedliche Altersstufen, die sowohl aufsuchend im häus-
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lichen Umfeld als auch vor Ort (in unterschiedlichen Institutionen) 
stattfinden können. Dadurch werden möglichst viele Familien er-
reicht und Hemmschwellen minimiert. 

Auch das Potential der Schulgesundheitsfachkräfte (SGFK) gilt 
es zu nutzen: an den Lebensorten junger Menschen in Analogie 
zu den Frühen Hilfen bestehen Möglichkeiten, dass die Gesund-
heits- und Kinder-/Krankenpflege über ihren nicht-stigmatisieren-
den, niedrigschwelligen Zugang zu den Kindern und Jugendlichen 
auch Kinder und Jugendliche mit psychischen Belastungen oder 
Beeinträchtigungen erreichen, die sich anderenfalls nicht an das 
Hilfesystem wenden würden.

Auf diesem Weg können bedarfsgerechte Hilfs-, Unterstüt
zungs-, Diagnostik- oder Therapieangebote der vielfältigen fach-
kompetenten Stellen vermittelt werden. Darüber hinaus sollte im 
Alltag an den Lebensorten der jungen Menschen für einen nicht-
stigmatisierenden Umgang mit bislang vielfach noch als stigmati-
sierend empfundenen, jedoch auch anderen Beeinträchtigungen 
oder Erkrankungen geworben werden. 

	 Eine flächendeckende, an regionalen Besonderheiten orien-
tierte Ausgestaltung der Regelstrukturen wird unabdingbar 
nötig sein, um kooperative systemübergreifende Maßnahmen 
zu ermöglichen; nur so wird auch unter Fachkräftemangel 
eine bessere Versorgung möglich sein und Defizite, wie das 
schlechte Erreichen von jungen Menschen in prekären Lebens-
lagen, verringert werden können.

4.3 JUNGE MENSCHEN ALS ADRESSAT*INNEN DER 
GESUNDHEITSFÖRDERUNG
4.3.1 DIVERSITÄT UND SOZIALE UNGLEICHHEITEN JUNGER 
MENSCHEN WAHRNEHMEN
Heute kann kaum von der Kindheit, Jugend oder dem jungen Er-
wachsenenalter gesprochen werden. Die Gruppe junger Menschen 
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bis zum 27sten Lebensjahr setzt sich sehr divers zusammen. Soll 
eine Infrastruktur aufgebaut werden, die in den Alltag und das 
institutionelle Gefüge des Aufwachsens integriert ist, dann sind die 
Befunde der sozialen Ungleichheitsforschung auch in Bezug auf die 
psychische Gesundheit und Nutzung der Angebote und Behand-
lungsformen grundlegend zu reflektieren. Es lassen sich aus einer 
intersektionalen Perspektive unterschiedliche Gruppen herausar-
beiten, die besonders belastet sind und die auch nur selten durch 
Beratungsangebote oder Therapien erreicht werden.

Für einige Gruppen junger Menschen bestehen – wie bereits 
ausgeführt – sowohl schlechtere Zugänge zur Versorgung und 
weniger oder nicht hinreichend inklusive Versorgungsangebote: 
Dies betrifft junge Menschen mit niedrigem sozioökonomischen 
Status, niedrigeren Bildungsabschlüssen von Eltern, Menschen mit 
Behinderungen, Sprachbarrieren, Migrations- und Fluchterfah-
rung, aber auch Kinder und Jugendliche, die sich in stationären 
Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe befinden (u.a. Klipker 
u.a. 2018; Dölitzsch u.a. 2014, APK 2021). Umgekehrt sind diese 
Gruppen oftmals besonders stark von psychischen Belastungen 
und Erkrankungen betroffen wie auch von allgemeinen Gesund-
heitsbeeinträchtigungen (Lampert u.a. 2013; Klipker u.a. 2018). 

Eine besondere Situation stellt der Übergang ins Erwachsenen-
alter dar. Das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) hat 
hier noch einmal unterstrichen, dass Bedarfe der Persönlichkeits
entwicklung länger bestehen können als bis zur Volljährigkeit, um 
eine diskriminierungsfreie Teilhabe im jungen Erwachsenenalter zu 
erreichen, etwa bezogen auf Ausbildung, Wohnung etc. 

	 Für psychische Erkrankungen und Belastungen ist das junge 
Erwachsenenalter hochgradig relevant, jedoch wird in den  
Systemen aufgrund starrer Altersgrenzen auf die Bedürfnisse  
dieser jungen Menschen nicht ausreichend eingegangen 
(DGKJP/DGPPN 2016).
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Die Umsetzung niedrigschwelliger Angebote und die ambulan-
te und stationäre Versorgung für junge Erwachsene ist begrenzt. 
Gerade die Ausgestaltung der Infrastruktur in diesem Altersbe-
reich ist mit den jungen Menschen und ihren Selbstorganisationen 
neu zu verankern und aufzubauen.

4.3.2 PSYCHISCHE BELASTUNGEN UND GESUNDHEIT IM 
ALLTAG JUNGER MENSCHEN
Gegenwärtig wird davon gesprochen, dass junge Menschen of-
fener in ihrem Alltag über psychische Belastungen sprechen 
und gerade auch die digitalen Netze mehr Orte des Austausches 
bieten. Belastbare Forschungsergebnisse, die diese Beobachtung 
belegen und darauf hindeuten könnten, ob und in welchen Kon-
texten psychische Belastungen mit weniger Stigmatisierungen in 
der Kindheit und im Jugendalter verbunden seien als zuvor, liegen 
bisher nicht vor. Es gibt sogar Belege, dass zwar eine größere 
Offenheit gegenüber psychischen Belastungen und Erkrankungen 
bei jüngeren Generationen besteht, aber die Selbststigmatisierung 
zunimmt (Arora u.a. 2022). Ob also von einer größeren Offenheit 
im Alltag junger Menschen in Anerkennung psychischer Belastungen 
gesprochen werden kann, ist unklar.

Es ist somit weiterhin darauf zu achten, dass es Lebenslagen und 
spezifische Lebenssituationen gibt, in denen psychische Belastun
gen und Erkrankungen junger Menschen im Alltag zum Anlass für 
soziale Ausgrenzungen und Diskriminierungen genommen werden. 
Dies gilt nicht nur, aber gerade auch in institutionellen Settings wie 
zum Beispiel in Schulen, Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
(u.a. in der Kindertagesbetreuung, der Kinder- und Jugendarbeit), 
beruflichen Übergängen, Ausbildungen und im Studium. 

Dies bedeutet insgesamt, das Recht auf diskriminierungs-
freie Teilhabe junger Menschen stärker auch mit Bezug auf 
psychische Belastungen und Erkrankungen zu verwirklichen. 
Es schließt ebenfalls ein, altersbezogene Konzepte der Inklusion 
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und diskriminierungsfreien Teilhabe und Beratung zu entwickeln: 
Kinder verfügen bspw. über weniger Zugänge zu Möglichkeiten, 
sich über ihre psychischen und sozialen Probleme zu informieren 
und selbst Hilfen zu suchen. Doch auch für die Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen ist es schwer, diskriminierungsfrei Zugänge zu 
Förderung und Beratung zu finden und niedrigschwellig sich einen 
Überblick über Hilfsangebote und Anlaufstellen zu verschaffen.

 
	 Eine diskriminierungsfreie Teilhabe und Infrastruktur kann 

nur erreicht werden, wenn systematisch auf allen Ebenen mit 
den jungen Menschen aller Altersgruppen, ihren Familien 
und Unterstützer*innen partizipativ zusammengearbei-
tet wird und auch ihre Selbstorganisationen strukturell und 
nachhaltig – und nicht nur projektförmig – gefördert und be-
teiligt werden.

Weiterhin stoßen junge Menschen – trotz einiger neuer kinder- 
und jugendgerechter Angebote – auch auf bürokratisch aufwän-
dige Angebote oder solche, deren Voraussetzungen sie als junge 
Menschen gar nicht erfüllen können (etwa Angebote der Berufs-
genossenschaften oder der Rentenversicherungen). Die Regel-
strukturen u.a. auch in den Gesundheitsdiensten z.B. im Über-
gang vom Jugend- zum Erwachsenenalter können Hürden für junge 
Menschen sein, da sie diese Übergangsphase oft nur unzureichend 
niedrigschwellig adressieren. 

	 Insbesondere im jungen Erwachsenenalter ist der Gesund-
heitssektor (SGB V) oft allein auf manifeste Störungen 
ausgerichtet und die anderen Systeme greifen nicht mehr 
ausreichend oder noch nicht ausreichend. Zwischen den al-
tersentsprechenden zuständigen Systemen droht dann ein 
„Lost in Transition“. 

So kann es vorkommen, dass junge Menschen bei der Suche 
nach Unterstützungsangeboten gerade in einer Situation akuter 
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sozialer oder psychischer Belastungen an der Intransparenz und 
Erwachsenenzentriertheit der Angebote scheitern. 

4.3.3 INTEGRIERTE NIEDRIGSCHWELLIGE BERATUNGS
ANGEBOTE IM ALLTAG MIT JUNGEN MENSCHEN SCHAFFEN
Jungen Menschen erscheint vielfach unklar, ob und nach 
welchen Kriterien bspw. Therapeut*innen und Expert*innen 
die Dringlichkeit ihrer Situation einschätzen und eine ent
sprechende Priorisierung vornehmen. Vorhandene Möglich-
keiten, die eigentlich genau für Krisensituationen geschaffen 
wurden, wie Notfallsprechstunden, scheinen nicht für junge 
Menschen ausreichend zugänglich zu sein. Dazu kommt – wie 
bereits angesprochen –, dass allgemeine Angebote der Kinder- 
und Jugendhilfe, wie die Kindertagesbetreuung, Kinder- und 
Jugendarbeit oder Bildungseinrichtungen, wie Schulen, aber 
auch Gesundheitsdienste zu wenig für die psychischen und so-
zialen Belastungen junger Menschen sensibilisiert erscheinen. 
Generell wird von Fachkräften, die mit Kindern, Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen arbeiten, Fortbildungsbedarf zu psy-
chischen Belastungen geäußert. 

Im Abschlussbericht des Projekts der Aktion Psychisch Kranke 
e.V. (2022) wird darauf verwiesen, dass neben herkömmlichen 
Print-, Audio- und Videoformaten auch neue Medien (Apps, You-
Tube, etc.) für eine adäquate, kindes- und jugendgerechte und 
eine Information in einfacher Sprache zu nutzen sind. Informa-
tionsmaterialien sollten für alle Altersgruppen (vom Vorschul- bis 
ins junge Erwachsenenalter) sowie auch belastungs- und erkran-
kungsspezifisch konzipiert werden und zur Verfügung stehen.

Es gibt nicht den einen niedrigschwelligen Weg, junge Men-
schen zu erreichen. Es bedarf unterschiedlicher Zugänge im 
analog-digitalen Kinder- und Jugendalltag und gerade hier par-
tizipative Entwicklungskontexte. Junge Menschen in prekären 
Lebenslagen, in Unterkünften für Geflüchtete, junge Menschen 
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mit Behinderungen oder/und in psychischen Belastungssituatio-
nen finden häufig keine Ansprechpersonen, die mit ihnen ange-
sichts von psychischen Belastungen ihren Bedarf, die Angebots-
struktur und ihre Fragen an Unterstützungsformen klären.

Darüber hinaus sehen sie sich in der Infrastruktur zwischen 
Kinder- und Jugendhilfe und Gesundheitsdiensten häufig verloren. 
Junge Menschen finden so vielfach keine Expert*innen, die mit 
ihnen Wege durch die unterschiedlichen Möglichkeiten – von der 
Kinder- und Jugendarbeit, Selbsthilfegruppen und Selbstorga
nisationen bis hin zu therapeutischen Angeboten und Unterstüt-
zungsformen für die Eltern – suchen und die so lange mit ihnen 
in Kontakt bleiben („dranbleiben“), bis eine adäquate Unterstüt-
zung zur Verfügung steht.

	 Grundlegend erscheint, dass Beratung – wie mehrfach an
gesprochen – integriert an den Alltagsorten der jungen Menschen 
angeboten wird und – wo vorhanden – Selbstorganisationen und 
-initiativen systematisch eingebunden werden. 

Dies klingt einfach, ist aber wohl die schwierigste Aufgabe, da 
bestehenden sektorale Abgrenzungen geöffnet werden müssen. 
Es wäre fatal, wenn der Angebotsdschungel im Jugend- und jun-
gen Erwachsenenalter durch weitere Beratungsangebote einfach 
erweitert wird. Kaum ein*e Erzieher*in, Lehrer*in, sozialpädago-
gische Fachkraft, Elternteil etc. findet sich gegenwärtig in dem 
Angebotsdschungel wirklich zurecht, dies trifft umso mehr auf die 
jungen Menschen gerade in Belastungssituationen zu. 

Die Bundesregierung hat mit dem Kinder- und Jugendstär-
kungsgesetz im Sommer 2021 eigenständige Beratungsrechte 
junger Menschen gestärkt. In § 10a SGB VIII wird der Kinder- und 
Jugendhilfe aufgegeben, zum Beispiel im Sinne einer Eingangs-
beratung junge Menschen zu beraten, u.a. welche Leistungs
ansprüche sie an die Kinder- und Jugendhilfe haben. Im Rahmen 
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dieser Beratungsprozesse sollen die jungen Menschen aber auch 
über andere Sozialleistungen und deren Wahrnehmungsmöglich-
keiten informiert werden. Junge Menschen müssen also vor Ort 
alltagsnah ein Angebot finden, in dem sie – wie es im Gesetz heißt 
– „in einer für sie verständlichen, nachvollziehbaren und wahr
nehmbaren Form, auf ihrem Wunsch auch im Beisein einer Person 
ihres Vertrauens beraten“ werden. 

Das Ziel wären gut vernetzte Beratungsangebote mit Lotsen-
funktion und niedrigschwelligem Clearing, die aufsuchend und 
partizipativ zum Beispiel in Kooperation mit den Regelangeboten 
und Selbstorganisationen, sich auch sozialräumlich an die jungen 
Menschen wenden. Die Fachkräfte in den Beratungsangeboten 
benötigen dafür eine sozialpädagogische und gesundheitsbe
zogene Expertise zu sozialen und psychischen Belastungen junger 
Menschen, zu deren Alltag und zur sozialen und gesundheits
bezogenen Infrastruktur vor Ort. 

4.4 ZUSAMMENFASSENDEN EMPFEHLUNGEN
Das Bundesjugendkuratorium empfiehlt, psychische Gesundheit 
zu einem zentralen Querschnittsthema der inklusiven Öffnung des 
institutionellen Gefüges des Aufwachsens zu machen. 

	 Vorhandene Infrastrukturen müssen genutzt werden, um psy-
chische Gesundheit zu fördern und es müssen nicht neue Säu-
len aufgebaut werden. Es müssen die jeweiligen Gesundheits-, 
Sozial- und Bildungssektoren und -systeme befähigt werden, 
besser zu kooperieren und Hürden zu beseitigen, die Koope-
rationen erschweren. Dies gilt auch für Kooperationen inner-
halb eines Systems, aber eben auch über das jeweilig eigene 
System hinaus. Es müssen starke Anreize zur Kooperation ge-
geben sowie Zuständigkeiten und Finanzierungen transparent 
geklärt werden. Es müssen Selbstorganisationen von jungen 
Menschen, Eltern und Unterstützer*innen strukturell und 
nachhaltig gefördert und einbezogen werden.
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Sensibilität und Wissen über psychische Belastungen und Unter-
stützungsmöglichkeiten müssen bei Fachkräften und bei Kindern, 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen sowie in den Familien er-
höht werden. 

	 Niedrigschwellige Angebote müssen besonders für und mit 
jungen Menschen und ihre Familien in prekären Lebenslagen 
zugänglich gemacht und sozialräumlich mit weiterführenden 
Unterstützungsangeboten verzahnt werden. Die Lebensorte 
und der Alltag von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwach-
senen müssen die primären Orte für Prävention und Interven-
tion werden können. 

Auch in der Forschung müssen diese Bedarfe Niederschlag 
finden: über partizipative Forschung mit jungen Menschen und 
ihren Selbstorganisationen kann die niedrigschwellige Erreichbar-
keit weiterentwickelt werden. Zudem braucht es Grundlagenfor-
schung zur Nutzung und Teilhabe in vernetzten Infrastrukturen 
sowie wissenschaftlich evaluierte und evidenzbasierte Angebote 
in der Prävention und Intervention zum Beispiel in Schule, Kinder- 
und Jugendhilfe, Berufsbildung etc. 

Es sind insgesamt Programme, analog zur Logik der Frühen 
Hilfen, für alle Altersgruppe und institutionellen Kontexte bis zum 
27sten Lebensjahr zu entwickeln:

4.4.1 KINDER (0 BIS 6): KINDERTAGESBETREUUNG IN DEN 
MITTELPUNKT RÜCKEN
Die Kindertagesbetreuung muss befähigt werden, zu Orten der 
Sensibilität für psychische Belastungen von Kindern zu wer-
den und mit anderen gesundheitsbezogenen Angeboten zu 
kooperieren und diese in die Begleitung zu integrieren (Kölch 
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u.a. 2022). Die Kinder und Eltern sowie ihre Selbstorganisatio-
nen müssen in die Ausgestaltung der niedrigschwelligen Ange-
bote partizipativ eingebunden werden. Regeluntersuchungen 
im Bereich des Gesundheitssystems wie die Untersuchungen 
oder die Schuleingangsuntersuchungen müssen für psychische 
Belastungen sensibilisiert und Eltern beraten werden, wo sie 
Unterstützung finden. Dazu sind Kenntnisse der regionalen 
Angebotsstrukturen und Netzwerke notwendig, die vor Ort 
gebildet werden müssen. 

4.4.2 KIDS (7-12): VOM ALLTAG DER KINDER IN IHREN  
SOZIALRÄUMLICHEN BEZÜGEN AUSGEHEN
Präventive Maßnahmen zur Förderung psychischer Gesundheit in 
der Schule müssen aufgebaut werden. Schulsozialarbeit, Kinder- 
und Jugendarbeit und schulisches Personal müssen qualifiziert 
werden, um Belastungen zu erkennen und entsprechend anspre-
chen zu können. Für Gruppen mit erhöhtem Bedarf müssen An-
sätze – auch digitale Zugänge – entwickelt werden, damit die Kin-
der und Eltern zu gesundheitsförderlichem Verhalten, aber auch 
der Inanspruchnahme von Unterstützung aus den verschiedenen 
Systemen befähigt werden (Empowerment). Diese Ansätze wer-
den nur partizipativ, niedrigschwellig und sozialräumlich verankert 
erfolgreich sein. Nur wenn Eltern und Kinder diskriminierungsfrei 
in ihrem Alltag angesprochen werden, werden Barrieren der In-
anspruchnahme vermindert. Die Infrastrukturen vor Ort müssen 
kooperativ sog. stepped-care Ansätze anbieten, so dass die Inten-
sität des Angebots auch dem Bedarf und zum Beispiel dem jeweili-
gen Belastungsgrad entspricht sowie die Übergänge zwischen den 
Angeboten überbrückt und intersektoral und interdisziplinär auf-
gebaut sind. Nur so können auch bei limitierten Ressourcen be-
darfsgerechte Hilfen analog und digital gestaltet werden, da nicht 
jeder alles benötigt, manche aber besonders intensive Hilfen.
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4.4.3 JUGENDLICHE (13-18): SCHULE MULTIPROFESSIONELL 
ÖFFNEN, KINDER- UND JUGENDARBEIT SENSIBILISIEREN 
UND MIT JUNGEN MENSCHEN PSYCHISCHE PROBLEME ENT-
STIGMATISIEREN
Bei Jugendlichen muss Schule als zentraler Ort zur Gesund-
heitsprävention gestärkt werden. Da Schulen sich zunehmend 
mit sozialen Aufträgen überfrachtet erleben, müssen sie multi
professionell durch die Schulsozialarbeit, die Kinder- und Ju-
gendarbeit, die Gesundheitsbezogenen Dienste unterstützt und 
geöffnet werden. Es sind Mindeststandards bundesweit für ge-
sundheitsfördernde Maßnahmen in Schulen wünschenswert – 
denn es geht weniger um Leuchttürme als um flächendeckende 
Angebote. Qualifikation und Sensibilisierung von Fachkräften 
kann auch über moderne Formen wie E-Learning, Plattformen 
etc. bundesweit entwickelt werden. Insbesondere Fachkräfte 
in der Kinder- und Jugendarbeit müssen sensibilisiert werden, 
da junge Menschen und ihre Peers gerade hier über psychi-
sche Belastungen sprechen. Die BZgA könnte in diesem Bereich 
– Schule und Kinder- und Jugendhilfe – kooperativ Aufgaben 
übernehmen. Bereits während der Covid-Pandemie oder auch 
im Rahmen der Arbeit mit Geflüchteten aus der Ukraine wur-
den hier erfolgreiche Formate erprobt. Diese müssten um in-
klusive und partizipative Angebote mit jungen Menschen und 
ihren Peer-Gruppen erweitert werden. Für Jugendliche müssen 
im Sinne des Empowerments Angebote geschaffen werden, die 
über Gesundheitsförderung informieren und psychische Belas-
tungen entstigmatisieren. 
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4.4.4 JUNGE ERWACHSENE (19-27)
Das Bundesjugendkuratorium hat 2020 bereits umfassend auf 
die fehlende gesundheits- und sozialpolitische Berücksichtigung 
des jungen Erwachsenenalters hingewiesen. In der Gesund-
heitsförderung werden junge Erwachsene von der Kinder- und 
Jugendmedizin in die Strukturen der Gesundheitsförderung 
im Erwachsenenalter überführt. Dabei werden die besonderen 
Herausforderungen dieses Lebensalters kaum systematisch mit 
jungen Erwachsenen reflektiert und an ihre Alltagswelten an-
gepasst. Orte der beruflichen Ausbildung, der Arbeitsförderung 
und des Studiums sind so bisher kaum Ansatzpunkte der Ge-
sundheitsförderung. Dabei sind die Lebenslagen und alltäglichen 
Herausforderungen junger Erwachsene hoch divers und durch 
psychisch stark belastende Konstellationen geprägt. Es gilt ge-
nerell, die Gesundheitsförderung und Versorgungsstruktur im 
jungen Erwachsenenalter systematisch mit den jungen Men-
schen zu überprüfen und neu zu etablieren.
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Das Bundesjugendkuratorium als zentrales Beratungsgremium der 
Bundesregierung in der Kinder- und Jugendpolitik fordert bereits 
seit mehreren Legislaturperioden eine ressortübergreifende kin-
der- und jugendpolitische Gesamtstrategie. Die Rechte der Kinder 
und Jugendlichen zu verwirklichen und ihnen eine diskriminie-
rungsfreie und chancengerechte Teilhabe in unserer Gesellschaft 
zu ermöglichen, bedeutet vor allem auch, sie nicht in Armut auf-
wachsen zu lassen.

Eine ressortübergreifende kinder- und jugendpolitische Strate-
gie der Bundesregierung ist gegenwärtig nicht zu erkennen. Auch 
das erhoffte Signal oder gar ein Systemwechsel in der Bekämp-
fung von Kinder- und Jugendarmut ist mit dem Referentenent-
wurf zur Kindergrundsicherung ausgeblieben.

Insbesondere haben Kinder und Jugendliche einen Anspruch 
darauf, dass eine neue und zutreffende Feststellung ihrer Bedarfe 
erfolgt und sie haben das Recht, dass sie an dieser Bemessung 
beteiligt werden. Zudem sollte die Armutsforschung intensiv in 
diesen Prozess einbezogen werden. Doch die bisher mit der Kin-
dergrundsicherung angekündigten Maßnahmen bedeuten keine 
grundlegende Neubemessung des sozialkulturellen Existenzmi-
nimums. Wenn keine weiteren Haushaltsmittel zur Verfügung 
gestellt werden, ist es auch fraglich, zu welchem Zweck eine 
Neubemessung vorgenommen wird.

ES IST KEINE KINDER- UND JUGENDPOLITISCHE  
STRATEGIE DER BUNDESREGIERUNG GEGEN KINDER- UND 
JUGENDARMUT ERKENNBAR  

5

ZWISCHENRUF KINDER- UND JUGENDARMUT ÜBERWINDEN
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In der weiteren kinder- und jugendpolitischen Diskussion ist 
es aus Sicht des Bundesjugendkuratoriums grundlegend, sich 
erstens von dem Narrativ – Investitionen in Bildung, Infrastruk-
tur oder Beschäftigungsfähigkeit gegen eine monetäre Existenz-
sicherung auszuspielen – zu verabschieden. Diese Debatte um 
das Gegeneinander von Ausgaben lenkt davon ab, dass in kei-
nem dieser Bereiche gegenwärtig zufriedenstellende Fortschritte 
erfolgen und mittlerweile finanzielle Kürzungen in der Kinder- 
und Jugendpolitik vorgenommen werden. Auch pauschale Aus-
sagen, dass keine weiteren Sozialreformen in dieser Legislaturpe-
riode mehr vorgenommen werden, ist angesichts der sozial- und 
bildungspolitischen Herausforderungen und Lebenslagen von 
jungen Menschen in Deutschland kontraproduktiv.

Vielmehr ist eine wirkliche Kindergrundsicherung zweitens 
durch Investitionen in Bildung und kinder- und jugendgerech-
te Infrastrukturen zu untersetzen, die im Diskurs seit Jahren als 
armutsvermeidend ins Feld geführt wurden. Bisher ist aber noch 
kein politisches Gesamtkonzept erkennbar, wie Kinder, Jugend-
liche und junge Erwachsene durch eine gerechtere und inklusive 
Bildungsinfrastruktur besser gefördert werden sollen. Auch die 
Prüfung zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
durch die Vereinten Nationen, worauf das Deutsche Institut für 
Menschenrechte in diesen Tagen hinweist, hat herausgestellt, 
dass die Bildungsinfrastruktur mehr kinder- und jugendpoliti-
sches Engagement erfordert und weit von inklusiven und ge-
rechten Bedingungen entfernt ist.

Auf Bundesebene bedarf es bildungspolitischer Mehrinvesti-
tionen. Das Startchancenpaket, das zum Beispiel auf den Weg 
gebracht wird, erscheint schon in seinem Ansatz, seinem Umfang 
und vor allem seiner Verteilungslogik vielen Schulen, die armuts-
überwindende Maßnahmen finanzieren müssten, nicht angemes-
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sen zu erreichen. Selbstverständlich müssen auch die Bundesländer 
die Qualität der Bildungsinfrastruktur ebenfalls energischer poli-
tisch priorisieren und nicht weiter im Sinne einer Verantwortungs-
diffusion auf den Bund verweisen. Dennoch ist auch der Bund 
in der Pflicht.

Zudem wird – drittens – die Gruppe der jungen Erwachsenen 
gegenwärtig kaum bildungs- und sozialpolitisch konsistent be-
rücksichtigt. Neben der nur begrenzten Berücksichtigung in der 
Kindergrundsicherung werden gleichzeitig größere Verschiebungen 
in der Beratung von jungen Erwachsenen durch die Job-Center und 
die Agentur für Arbeit diskutiert, wobei auch in diesem Kontext 
keine jugendpolitische Strategie zur Armutsbekämpfung erkenn-
bar ist. Durch rein haushalterisch begründete Maßnahmen stehen 
etablierte Angebote zur Herstellung der Erwerbsfähigkeit junger 
Erwachsener oder erfolgreiche lokale Strukturen – wie auch die 
Jugendberufsagenturen – letztlich zur Disposition.
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Es stellt sich die Frage, ob Kinder- und Jugendpolitik noch als 
Querschnittsthema der Bundesregierung insgesamt angesehen 
wird und übergreifend ein zentrales Anliegen ist, um die Rechte 
von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen zu verwirk-
lichen. Bisher ist in dieser Legislaturperiode nur erkennbar, dass 
Maßnahmen, die ein kinder- und jugendpolitisches Profil aus-
zeichnen können, ausgebremst oder hinter anderen politischen 
Logiken zurückgestellt werden. Die Haushaltskürzungen zeigen 
bedauerlicherweise in genau diese Richtung. 

Es ist höchste Zeit, dass die Bundesregierung die Kinder- und 
Jugendpolitik systematisch in den Vordergrund rückt und ihre 
Maßnahmen stärker am Ziel des chancengerechten Aufwachsens 
orientiert. Dies hat sie nach Corona den jungen Menschen ver-
sprochen! Jetzt muss sie es einlösen!
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Das Bundesjugendkuratorium (BJK) ist ein von der Bundesregierung eingesetztes 
Sachverständigengremium. Es berät die Bundesregierung in grundsätzlichen Fragen 
der Kinder- und Jugendhilfe und in Querschnittsfragen der Kinder- und Jugendpoli-
tik. Dem BJK gehören bis zu 15 Sachverständige aus Politik, Verwaltung, Verbänden 
und Wissenschaft an. Die Mitglieder werden durch die Bundesministerin/den Bun-
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